
Asbest-Verdachtsgutachten vom 11.6.1991 zum Wirtschaftsgebäude 
Helmut-Just

"-eine Nutzung des Speise-Kulturraumes zu gastronomischen 
Zwecken kann vor der Klärung der in Punkt 2 und 3 
angesprochenen Verdachtsmomente nicht erfolgen."
Hätte die BRD den Vertrag vom 18.4.1991 uneingeschränkt 
eingehalten, so wäre das Gebäude ohne WENN und ABER an die 
Grundstückseigentümerin übergeben worden und der BUND hätte 
sich nicht die Arbeit gemacht, Gutachten aller Art auf 
Staatskosten zu veranlassen. Diese Gutachten hat die Hotel- 
und Grundstückseigentümerin Liselotte Schmidt selbst 
veranlasst, und zwar auch auf eigene Kosten.
    
Aus diesen VERSCHIEDENEN Gutachten geht ja nun eindeutig 
hervor, was der
BUND MIT SEINER WEITEREN EIGENTUMSBEHAUPTUNG VERFOLGTE, 
nämlich eine HOEHERBEWERTUNG DIE WESENTLICH UEBER DEM 
TATSAECHLICHEN WERT DER STAATSRUINE LAG!!! -Dies beweise ich 
mit den beiden nachfolgenden Gutachten:






